
D
er UN-Forscher Dirk 
Messner ist einer der re-
nommiertesten Nach-
haltigkeitsforscher welt-

weit. Ab kommendem Jahr ist er 
Chef des Umweltbundesamts. Er 
folgt auf Maria Krautzberger, die 
in Ruhestand geht. Anders als sie 
kommt Messner nicht aus der 
Verwaltung, sondern aus der Po-
litikwissenschaft. Die Regierung 
berät er bereits seit 2004 im Wis-
senschaftlichen Beirat für globa-
le Umweltveränderungen. Für 
Aufsehen sorgte Messner, als er 
im vergangenen Jahr Klimapässe 
für Klimaflüchtlinge forderte. 
Wie tickt Deutschlands zukünf-
tig oberster Umweltbeamter?

Herr Messner, man hat den Eindruck, 
um den Klimaschutz ist ein Kultur-
kampf zwischen Stadt und Land 
entbrannt. Wie kommt man da wie-
der raus?
Dirk Messner: Der ländliche Raum 
wurde vernachlässigt, da sind die 
Fingerzeige der Gelbwesten oder 
die Wahlergebnisse im Osten ein 
Warnsignal. In England waren es 
ebenfalls die zerfallenden, alten 
Industrieregionen, die für den 
Brexit gestimmt haben, ähnlich 
wie in den USA, wo Trump die 
Globalisierungsverlierer mobili-
sieren konnte. Wir müssen uns 
stärker um die ländlichen Räume 
kümmern als wir das bisher ge-
tan haben, sonst bekommen wir 
im Umbau zur Klimaverträglich-
keit Konflikte mit denjenigen, die 
sich abgehängt fühlen.

Wie kann das gelingen?
Man darf nicht glauben, dass man 
irgendwo in Berlin Strategien ent-
wickeln kann, die man dann in 
den Kohleregionen umsetzt. Die 
Menschen müssen die Möglich-
keit haben, die eigenen Städte und 
die Wirtschaft weiterzuentwi-
ckeln. Auch im Ruhrgebiet wur-
den in den 70ern zunächst große 
Konzepte aus der Landesverwal-
tung umgesetzt. Später hat man 
gelernt, dass es besser ist, Kom-
munen, Wirtschaft und Wissen-
schaft vor Ort besser zu mobili-
sieren und zu vernetzen.

Und wie lassen sich die Menschen 
für Klimaschutz begeistern?
Wir dürfen kein Verlierer- und 
Verzichtsthema daraus machen, 
sondern ein Lebensqualitätspro-

jekt. Untergangsszenarien läh-
men und machen hilflos.   Wir 
alle  brauchen positive Zukunfts-
entwürfe, damit wir uns für Wan-
del engagieren können. Deswegen 
müssen wir die Klimadebatte mit 
dem Thema Lebensqualität ver-
binden. Es ist doch großartig, 
wenn wir lebenswerte Städte 
scha"en und ö"entlichen Verkehr 
attraktiv machen. Nachhaltigkeit 
muss das neue gesellschaftliche 
Leitbild werden.

Momentan streitet die Bundesregie-
rung vor allem darüber, wie CO

2
 ei-

nen Preis bekommen soll. Sind Sie 
für einen Emissionshandels in den 
Bereichen Wärme und Verkehr oder 
für eine CO

2
-Steuer?

Die beste Lösung wäre ein umfas-
sender, europäischer Emissions-
handel. Aber dafür bräuchten 
wir  viel Zeit, weil wir das erst in-
nerhalb   der EU aushandeln 
müssten. Wir müssen aber schnell 

Fortschritte erreichen, beim Kli-
maschutz läuft uns die weg. Des-
wegen brauchen wir kurzfristig 
ein Preissignal in Form einer 
Steuer, die dann mittelfristig in 
einem europäischen Handelssys-
tem aufgehen  kann.

Angela Merkel reist hinterher zum 
Klimagipfel nach New York. Welche 
Rolle spielt der ehemalige Klimavor-
reiter Deutschland international?

Wir sind als erstes Industrieland 
mit der Energiewende vorange-
gangen. Bis dahin galt der Ver-
zicht auf fossile Energie in einem 
Industrieland als unmöglich. 
Deutschland hat diesen Prozess 
begonnen. Ob wir jetzt schlapp 
machen oder zeigen, dass wir Kli-
maschutz zu einem ökonomi-
schen Erfolgsmodell machen, ist 
daher von einer enormen Bedeu-
tung.

Der Weltklimarat betont, dass die 
Erderwärmung sich nicht auf 1,5 
Grad begrenzen lässt, wenn der At-
mosphäre nicht CO

2
 entnommen 

wird. Reden wir zu wenig darüber?
Wir müssen das Thema di"eren-
ziert angehen. CCS, also die Ein-
speicherung von CO2, ist in be-
grenztem Umfang ein Teil der Lö-
sung. Die Umwandlung von Emis-
sionen in Produkte, etwa für die 
Pharmazie, ebenfalls.   Insofern 
müssen wir darüber reden. Wor-
über ich nicht reden möchte, ist 
die Manipulation des Erdsystems, 
um das Klimaproblem zu lösen. 
Es gibt ja Vorschläge, dass wir un-
seren Planeten einnebeln, damit 
die Sonneneinstrahlung reduziert 
wird. Das wäre eine großskalige 
Veränderung des gesamten Erd-
systems mit Folgen, die wir gar 
nicht absehen können, weder für 
die Biodiversität unserer Böden 
noch unsere Psyche. Das halte ich 
für gefährlich.

Berlin. Der CDU-Vorstoß für eine 
zügigere Planung großer Infra-
strukturprojekte ist beim Natur-
schutzbund (Nabu) auf Kritik ge-
stoßen. Durch stra"ere Verfahren 
drohten die Rechte von Umwelt-
verbänden beschnitten zu wer-
den, sagt Nabu-Experte Till Hopf 
dieser Zeitung.

Viele Infrastrukturprojekte 
kommen nicht voran, weil sich 
die Planungsphasen jahre- und 
jahrzehntelang hinziehen. CDU -
Generalsekretär Paul Ziemiak 
und der Chef der Mittelstandsver-
einigung der Union, Carsten Lin-
nemann, haben dazu ein Positi-

onspapier verö"entlicht. Darin 
werfen sie Umweltverbänden vor, 
„das Verbandsklagerecht pau-
schal für die Blockade“ großer 
Projekte zu benutzen.

Um den Verfahrensweg abzu-
kürzen, sei es deshalb das Beste, 
die Klageberechtigung der zahl-
reichen Verbände genau zu über-
prüfen und Klagen gleich vor den 
Oberverwaltungsgerichten zu 
verhandeln. Mit dem Auslassen 
der Verwaltungsgerichte als un-
terer Instanz lasse sich viel Zeit 
sparen. Außerdem sollten große 
Projekte künftig direkt vom Bun-
destag beschlossen werden, damit 

man sich aufwendige Planfest-
stellungsverfahren mit massiven 
Einspruchsmöglichkeiten sparen 
könne. Weitere Forderung der 
CDU-Politiker: Eine Stichtagsre-
gelung müsse her, die verhinde-
re, dass bereits laufende Geneh-
migungsverfahren ständig an 
„neueste fachliche Erkenntnisse 
und Gesetze angepasst“ werden 
müssten.

Beim Städte- und Gemeinde-
bund verweist man darauf, dass 
derzeit viele große Infrastruktur-
projekte wie der weitere Ausbau 
der Stromtrassen und Bahnstre-
cken blockiert seien. Aber auch 

das Ausweisen kommunaler Ge-
werbegebiete werde wegen des 
drastischen Anstiegs rechtlicher 
Vorschriften immer schwieriger.

Kommunen fordern Tempo

Nabu-Experte Hopf kritisiert da-
gegen, dass Naturschutzbelange 
in den frühen Planungsphasen oft 
nicht ausreichend berücksichtigt 
würden. Dies müsse dann oft spä-
ter vor Gericht „aufwändig ge-
heilt werden“, sagt er.

Mitgehen können sowohl der 
Nabu als auch der Städte- und Ge-
meindebund bei den CDU-Forde-
rungen nach mehr Planungsper-

sonal bei ö"entlichen Auftragge-
bern und nach einer zügigeren 
Bürgerbeteiligung. „Das wäre der 
richtige Weg“, sagt Hopf. „Natur-
schutzbelange würden besser und 
frühzeitiger abgeprüft, als das bis-
lang geschieht“. Am Ende seien 
„weniger Fehlerkorrekturen und 
damit weniger Gerichtsverfahren 
nötig“.

Beim Städte- und Gemeinde-
bund betont man, viele Kommu-
nen seien schon dabei, ihre Bau-
abteilungen zu verstärken. „Nur 
ist es leider gar nicht so einfach, 
Fachkräfte zu finden“, sagt ein 
Sprecher. Michael Gabel

Nabu kritisiert CDU-Vorstoß zu schnellerem Bauen
Großprojekte Der Umweltverband fürchtet um seine Mitwirkungsrechte.

Das Rennen 
wird knapp

Jerusalem. Israel wählt am Diens-
tag ein neues Parlament – schon 
zum zweiten Mal in diesem Jahr.
Nach der Abstimmung im April 
war es dem rechtskonservativen
Ministerpräsidenten Benjamin 
Netanjahu trotz einer Mehrheit 
des rechts-religiösen Lagers nicht
gelungen, erneut eine Regierung
zu bilden. Nach Umfragen ist
auch diesmal ein Kopf-an-Kopf-
Rennen zwischen Netanjahus Li-
kud-Partei und dem oppositionel-
len Bündnis der Mitte von Ex-Mi-
litärchef Benny Gantz zu erwar-
ten.

Knapp 6,4 Millionen der 9 Mil-
lionen Staatsbürger Israels sind
bei der Wahl der 22. Knesset
stimmberechtigt. Die Wähler
können ihre Stimme für eine von 
30 Listen abgeben. Nur ein Drit-
tel davon kann allerdings damit
rechnen, die Sperrklausel von 3,25 
Prozent zu überwinden. dpa

Israel Regierungschef 
Netanjahu kämpft um 
weitere Amtszeit.

Entscheidung 
fällt wohl 
in Stichwahl

Tunis. Die vorgezogene Präsiden-
tenwahl in Tunesien kommt ei-
nem politischen Erdbeben gleich:
Als Sieger aus der ersten Runde
am Sonntag gingen Teilergebnis-
sen zufolge zwei Außenseiter her-
vor, der unabhängige Jura-Profes-
sor Kaïs Saïed und der im Gefäng-
nis sitzende Medienmogul Nabil
Karoui. Saïed kam nach Auszäh-
lung von knapp der Hälfte der 
Stimmen auf 19 Prozent, Karoui 
liegt dicht hinter ihm. Damit
zeichnet sich eine Stichwahl ab.
Vertreter der etablierten Partei-
en äußerten sich mit Blick auf die
bevorstehende Parlamentswahl 
besorgt.

Er sei „der Erste im ersten 
Durchgang“, hatte Saïed bereits
am Sonntagabend erklärt. Der 
61-Jährige hatte sich im Wahl-
kampf bewusst von allen Partei-
en distanziert und auf einen Tür-
zu-Tür-Wahlkampf gesetzt. Ein
Vertreter von Karouis Partei Qalb
Tounes erklärte: „Nabil Karoui ist
in der zweiten Runde.“ Der Me-
dienmogul sitzt in Haft, durfte
aber trotzdem als Kandidat antre-
ten. Gegen den 56-Jährigen, der
nur wenige Tage vor Wahlkampf-
beginn verhaftet worden war, 
wird wegen des Verdachts der 
Geldwäsche und der Steuerhin-
terziehung ermittelt.

Karouis Inhaftierung hatte
Umfragen zufolge seine Beliebt-
heitswerte steigen lassen. Er hat-
te sich in den vergangenen Jahren 
einen Ruf als Wohltäter aufge-
baut, indem er vor den Kameras
seines Senders Nessma TV Elek-
trogeräte oder Nahrungsmittel an
Arme verteilte. afp

Tunesien Im Rennen um 
das Präsidentenamt liegen 
zwei Außenseiter vorn: 
Kaïs Saïed und der in Haft 
sitzende Nabil Karoui.

Iran 
Britischer Tanker 
soll bald auslaufen
Teheran. Der Iran will den seit 
Mitte Juli in der Straße von Hor-
mus beschlagnahmten britischen 
Öltanker „Stena Impero“ wieder 
auslaufen lassen. Das kündigte 
Außenamtssprecher Abbas Mus-
sawi an. Die iranischen Revoluti-
onsgarden hatten das Schi" am 19. 
Juli unter dem Vorwurf festge-
setzt, Vorschriften des Seerechts 
im Persischen Golf missachtet zu 
haben. Die britische Regierung 
vermutet eine Reaktion auf die 
Beschlagnahme eines iranischen 
Tankers in Gibraltar. dpa

Migration 
Drei Folterer 
verhaftet
Rom. Drei Migranten sind wegen 
des Vorwurfs der Folter in liby-
schen Lagern in Italien festge-
nommen worden. Die Verdächti-
gen sollen ein illegales Lager in 
Sauia westlich von Tripolis an der 
Küste geführt  und Migranten ver-
gewaltigt, gequält oder umge-
bracht sowie ihre Familien er-
presst haben. Die Festgenomme-
nen hätten sich unter die Migran-
ten auf dem Rettungsschi" „Alex“ 
gemischt. Geflüchtete auf dem 
Schi" hätten der Polizei Hinwei-
se gegeben. dpa

Offiziell gilt der Einsatz Drogenhändlern und Migranten, die leerstehende Häu-
ser besetzen. Bewohner des Athener Stadtteils Exarchia sehen darin jedoch Vor-
boten der Gentrifizierung des Quartiers. Foto: Louisa Goulimaki/afp

Vorboten der Gentrifizierung?

Südafrika 
Sondergesandte 
in sieben Länder
Johannesburg. Südafrikas Regie-
rung will nach fremdenfeindli-
chen Ausschreitungen eine Grup-
pe „Sondergesandter“ in die Län-
der Nigeria, Niger, Ghana, Sene-
gal, Tansania, die Demokratische 
Republik Kongo sowie Sambia 
schicken. Beobachter werten die 
Ankündigung als Versuch, eine 
diplomatische Krise abzuwenden. 
Bei den ausländerfeindlichen 
Krawallen vor zwei Wochen star-
ben mindestens zwölf Menschen 
– zehn Südafrikaner und zwei Mi-
granten. kna

Türkei 
Kölner Sängerin 
erneut verurteilt
Edirne. Die in der Türkei inhaf-
tierte Kölner Sängerin Hozan
Cane ist wegen Präsidentenbelei-
digung zu einer Bewährungsstra-
fe von einem Jahr und fünf Mo-
naten verurteilt worden. Hinter-
grund ist eine Erdogan-Karikatur, 
die auf einer unter Canes Namen
geführten Facebook-Seite geteilt 
worden war. Die Seite sei nicht 
von ihrer Klientin eingerichtet
worden, sagte ihre Anwältin.
Cane war 2018 wegen PKK-Mit-
gliedschaft zu mehr als sechs Jah-
ren Haft verurteilt worden. dpa

Europas größte Umweltbehörde

Das Umweltbundes-
amt (UBA) in Dessau ist 
die zentrale Umweltbe-
hörde der Bundesrepu-
blik. Sie ist dem Um-
weltministerium unter-
stellt. Mit rund 1500 Mit-
arbeitern ist sie zudem 
die größte Umweltbe-

hörde auf dem europäi-
schen Kontinent. 
 
Zu ihren Aufgaben ge-
hören die wissenschaft-
liche Unterstützung der 
Bundesregierung, der 
Vollzug von Umweltge-
setzen und die Informa-

tion der Öffentlichkeit 
zum Umweltschutz. Es 
versteht sich selbst als 
„Frühwarnsystem“, das 
zukünftige Beeinträchti-
gungen von Mensch und 
Umwelt rechtzeitig er-
kennt, bewertet und Lö-
sungen vorschlägt“.  igs

„Szenarien vom 
Untergang 
lähmen nur“
Dirk Messner Der zukünftige Chef des 

Umweltbundesamts glaubt an eine 

bessere Zukunft dank Klimaschutz. 

Nachhaltigkeit soll gesellschaftliches 

Leitbild werden. Von Igor Steinle

Dirk Messner 

wird  Präsident 

des Umwelt-

bundesamtes. 

Foto: © UNU-

EHS über Igor 

Steinle
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